Geſetz⸗S 
g für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


ammlung 


WRETISTI: Nr. 1 0 55 


(Nr. 6498.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obligationen 
des Oſteroder Kreiſes im Betrage von 40,000 Thalern. Vom 12. No⸗ 
vember 1866. 


5 Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Oſteroder Kreiſes auf dem Kreistage 
vom 16. Juni 1866. beſchloſſen worden, die noch rückſtändigen Koſten für die 
vom Kreiſe ausgeführten Chauſſeebauten von 40,000 Thalern im Wege einer 
Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: 
90 dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens 

er Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 
40,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der 
Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern 0 hat, in Gemäßheit des 
8 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum 

etrage von 40,000 Thalern, in Ge vierzig tauſend Thalern, welche in 


folgenden Apoints: 
Ri 20,000 Thaler a 1000 Thaler, 
0 „ à 500 . 


00 
5000 „ 4 100 

e ie 
NCC 


= 40,000 Thaler, 

nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
/, fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung jährlich vom Jahre 1868. ab mit wenigſtens jährlich Einem Pro⸗ 
zent des geſammten Kapitals unter Zuwachs der Zinſen der getilgten Schuld⸗ 
verſchreibungen zu amortiſiren find, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landes⸗ 
herrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder In⸗ 
1 dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung 

es Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 
Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Jahrgang 1867. (Nr. 6498.) 1 Ge⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 3. Januar 1867. 


Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz— 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſtegel. 0 


Gegeben Berlin, den 12. November 1866. 
(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Provinz Preußen, Xegierungsbezirk Königsberg. 


Obligation 
I7½) et]. 68 


Auf Grund der unterunnmm beſtätigten Kreistagsbeſchlüſſe vom 
16. Juni 1866. wegen Aufnahme einer Schuld von 40,000 Thalern bekennt ſich 
die ſtändiſche Chauſſeebau Rommiffion des Oſteroder Kreiſes Namens des ge⸗ 
nannten Kreiſes durch dieſe, für jeden ab h hub ge „Seitens des Gläubigers 
unkündbare Verſchreibung zu einer Daxlehnsſchuld vo˖nn Thalern 
Preußiſch Kurant, welche an den Kreis baar bezahlt worden und mit fünf Pro⸗ 
zent jährlich zu verzinſen iſt. 79 
Die ng der ganzen Schuld von 40,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1868. ab allmälig aus einem Tilgungsfonds, welcher mit wenigſtens 
Einem Prozent des 1 5 Kapitals a5 unter Zuwachs der Zinſen von den 
getilgten Schuldverſchreibungen gebildet wird. i 
Die Folgeordnung der Einlöſung der e e gg wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1868. ab in dem 
Monate Januar jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie 
die gekündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung erfolgen 
ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei, 1115 
| un 
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und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der Königlichen 
Regierung zu Königsberg, dem Kreisblatte des Oſteroder Kreiſes, in einer zu 
Königsberg erſcheinenden Zeitung und in dem Preußiſchen Staatsanzeiger. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird es 
in halbjährlichen Terminen, am 2. Januak und am 1. Juli jeden Jahres, von 
heute an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem 
verzinſet. i 
Die deen der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
abe der ausg 0 enen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
ei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Liebemühl, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 


ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab⸗ 
ezogen. 
8 Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb rg Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit ab gerechnet, nicht erhobenen Zinſen ver⸗ 
jähren zu Gunſten des Kreiſes. 
i Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts-Ordnung Theil I. 
Titel 51. $. 120. seg. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Oſterode. 
Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 

demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch c d der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 
ö Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind ..... halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres... ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Jinskupons⸗ Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kommunal⸗ 
Kaſſe zu Liebemühl gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie beige⸗ 
druckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der neuen 
Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vor⸗ 
zeigung rechtzeitig gelegen iſt. N 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermögen. 
8 Deſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 

Oſterode, den in 18. 


Das ſtaͤndiſche Kreis-Chauſſeebau⸗Komité. 


(Nr. 6498.) 13 Pro⸗ 
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Ribes Thaler zu fünf Prozent Zinſen 

ber an. alert Silbergroſchen. 


Der Inhaber dieſes e empfängt gegen deſſen Rückgabe in der 
eit poem his . reſp. vom . ten 


3 biegen 8 ſpaterhn die Zinſen der vorbenannten re 
Obligation für das Halbjahr vom mm.. bis ee 


5 uchſtaben) .... Thalern Silbergroſchen bei der Kreis- Kun 
aſſe zu Liebemühl. f 
Oſterpde, den en 18545 i 


Die ſtaͤndiſche Kreis⸗ „Kommiſſton fur den Chauſſeebau im 
Oſteroder Kreiſe. 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen * 
Geldbetrag nicht innerhalb dier Jahn, vom 
Ablaufe des Kalenderjahres der Fälligkeit an 5 f > 
NE) erhoben wird. 


Provinz priigen, Regierungsbezirk Bönigebag, 
Talon 


5 5 f 
Kreis⸗ Obligation des Oſteroder Kreiſes. 


N Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der 
Obligation des Oſteroder Kreiſes 12 


ana V Thaler & a fün nf Prozent Zinſen 


die .. Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18... bis 18.. bei der Kreis⸗ 85 
Kommunaltafle zu Liebemühl, ſofern nicht rechtzeitig von dem als ſolchen le⸗ 
gitimirten Inhaber der Obligation dagegen Widerſpruch 1 5 iſt. 17 5 

Oſterode, den mm 18. 


Die ns Kreis⸗Kommiſſion für den Chauſſecbau im 
Oſteroder Kreiſe. ö 


(Nr. 0499 2 


(Nr. 6499.) Allerhöchſter Erlaß vom 15. Dezember 1866., betreffend die Organiſation des 
Eiſenbahnweſens in den neu erworbenen Landestheilen Hannover, Kur: 
heſſen, Naſſau und Frankfurt a. M. 


ER 
Hr den Antrag vom 14. d. M. will Ich im Verfolg Meines Erlaſſes vom 
15. Oktober d. J. hierdurch beſtimmen, daß das Eiſenbahnweſen in den neu er⸗ 
worbenen Landestheilen Hannover, Kurheſſen, Naſſau und Frankfurt a. M. ſchon 
jetzt dem Reſſort des Miniſteriums für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
unmittelbar zugewieſen werde. Demgemäß ſollen die Direktionen der in jenen Landes⸗ 
theilen vorhandenen Staats⸗Eiſenbahnen, ſofern nicht Staatsverträge eine Modifikation 
bedingen, fortan in gleicher Wei wie die Direktionen der Staatsbahnen in den 
älteren Landestheilen unmittelbar von dem Handelsminiſterium reſſortiren, des⸗ 
10 0 die in den genannten einverleibten Landestheilen beſtehenden Privat⸗ 
iſenbahnen unter die Aufſicht des Eiſenbahnkommiſſariats in Cöln geſtellt 
werden. Die Generaldirektion der Eiſenbahnen und Telegraphen in Hannover 
hat künftig die Firma: „Königliche Eiſenbahndirektion in Hannover“, die Di⸗ 
rektion für die Bebra⸗Hanauer Eiſenbahn in Kaſſel die Firma: „Königliche 
Direktion der Bebra⸗Hanauer Eiſenbahn in Kaſſel “, die Direktion der Naſſau 
ſchen Staatsbahn die Firma: „Königliche Eiſenbahndirektion in Wiesbaden“ N 
führen. Ich ermächtige den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Ar⸗ 
beiten, demgemäß das Weitere zu veranlaſſen. 
Dieſe Meine Order iſt in den bezüglichen Landestheilen zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. ö 


Berlin, den 15. Dezember 1866. ö 
Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr, 6500.) Konzeſſions⸗Urkunde für die Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft, 
betreffend den Bau und Betrieb der Halberſtadt⸗Vienenburger Eiſenbahn, 
ſoweit dieſelbe zum ehemaligen Königreich Hannover gehöriges Gebiet 
berührt. Vom 15. Dezember 1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem auf Grund Unſerer Ermächtigung durch Unſeren Miniſter 158 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten feſtgeſetzt iſt, daß die in dem von Uns 
(r. 649965010 m durch 


) 
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durch Verordnung vom 13. April 1864. (Seite 173. der ee ge⸗ 
nehmigten fünften Nachtrage zu den Statuten der Magdeburg ⸗Halberſtädter Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft F. 1. Nr. 1. aufgeführte, von dieſer Geſellſchaft zu bauende Eiſen⸗ 
bahn von Halberſtadt bis an die Wolfenbüttel⸗Harzburger Bahn in Vienenburg 
an dieſe Bahn anzuſchließen ſei, in Folge dieſer Feſtſetzung eine Strecke der neuen 
Bahn Gebiet berühren wird, welches zum ehemaligen Königreich Hannover 
ehörte, wollen Wir Unſere landesherrliche Genehmigung zum Bau und Betriebe 
Bieter Ei enbahnſtrecke unter den im fünften Nachtrage zu dem Statute der ge⸗ 
nannten Geſellſchaft enthaltenen und den in dem Hannoverſchen Geſetze vom 
29. März 1856. ausgeſprochenen Beſtimmungen, ſoweit dieſe nicht durch jene 
abgeändert ſind, hierdurch ertheilen. Zugleich verordnen Wir, daß auf den hier⸗ 
nach von Uns genehmigten Eiſenbahnbau die Vorſchriften der Hannoverſchen 
Geſetze vom 8. September 1840. und 6. Auguſt 1844. Anwendung finden ſollen 
und ermächtigen Unſeren Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, 
die nach dieſen abehe Behufs Ausführung der Expropriation Unſerer Geneh- 
migung unterliegenden Baupläne ſtatt Unſerer zu genehmigen und feſtzuſetzen. 

Die gegenwärtige Konzeſſions⸗Urkunde iſt durch die Preußiſche und Han- 
noverſche Geſetz Sammlung zu veröffentlichen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 15. Dezember 1866. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


* 
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(Nr. 6501.) Allerhöchſter Erlaß vom 22. Dezember 1866., betreffend die Ausübung der 
Gerichtsbarkeit in den an die Krone Preußen abgetretenen, vormals 
Königlich Bayeriſchen Gebietstheilen außer der Enklave Kaulsdorf. 


Au Ihren Bericht vom 15. Dezember 1866. beſtimme Ich über die Ausübung 
der Gerichtsbarkeit in den an Preußen dor „vormals Königlich Bayeriſchen 
Gebietstheilen außer der Enklave Kaulsdorf, was folgt: b 

1) Die Landgerichte in Orb, Weyhers und Hilders bleiben in ihrer bis⸗ 
5 herigen Verfaſſung und Organiſation beſtehen. Den bei ihnen angeſtellten 
. Gerichtsſchreibern (Aktugren) iſt die Beſorgung derjenigen Geſchäfte zu 
ER: übertragen, welche die Bayerifche Geſetzgebung, die infoweit außer Kraft 
5 tritt, den Notaren zuweiſt. 


2) An die Stelle des Bezirksgerichts tritt für den Sprengel der Landgerichte 
| Au 


a 


0 Weyhers und Hilders das Obergericht in Fulda und für den Sprengel 
es Landgerichts zu Orb das Obergericht in Hanau. | 


3) Die Gerichtsbarkeit erſter Inſtanz in Eheſachen der Proteſtanten und in 
Handelsſachen wird gleichfalls, je nach den bezeichneten Sprengeln, von 
den genannten Obergerichten und zwar in ihrer gewöhnlichen Zuſammen⸗ 
ſetzung ausgeübt. 


4) Die Funktionen des Appellationsgerichts übernimmt für den Bezirk der 
Landgerichte zu 1 0 und Hilders das Obergericht in Fulda und 
für den Bezirk des Landgerichts zu Orb das Obergericht in Fulda. 


5) Die Verhandlung und Entſcheidung der vor das Schwurgericht ver⸗ 
wieſenen Witch und Vergehen erfolgt bei dem Schwurgerichtshofe 
im Bezirke desjenigen Obergerichts, welches nach der Beſtimmung unter 
Nr. 2. an die Stelle des Bezirksgerichts tritt. Für die Bildung und 
Zuſammenſetzung des Gerichtshofes, die Wahl der Geſchworenen und 
das zu beobachtende Verfahren iſt das Kurheſſiſche Strafprozeßgeſetz vom 
28. Oktober 1863. maaßgebend. 

6) Die Gerichtsbarkeit zweiter und letzter Inſtanz in den unter Nr. 3. be⸗ 
zeichneten Sachen geht unter der daſelbſt gedachten Modifikation auf das 
Ober⸗Appellationsgericht in Kaſſel über. 5 ; 

7) Dieſem Gerichtshofe werden auch die Funktionen des Ober⸗Appellations⸗ 
gerichts, beziehungsweiſe des Kaſſationshofes übertragen. 

8) Ueber die Kompetenz der Gerichte, ihre Zuſammenſetzung und über das 
Verfahren entſcheiden, ſoweit ſich aus dem Obigen nicht ein Anderes 

ergiebt, die Bayeriſchen Geſetze. f 
Sie, der Juſtizminiſter, werden ermächtigt, die zur Ausführung dieſer 

Meiner Order erforderlichen Beſtimmungen zu erlaſſen, und bei der Anſtellung 

der Beamten, ſowie in allen anderen Angelegenheiten der Joſtisgeſſicht und Ver⸗ 

waltung nach Anleitung Meines Erlaſſes vom 12. November 1866., das Juſtiz⸗ 

Perſonal im ehemaligen Kurfürſtenthum Heſſen betreffend, zu verfahren. 

Berlin, den 22. Dezember 1866. 


Wilhelm. 
Gr. zur Lippe. 
An den Juſtizminiſter. 


(Nr. 65016502.) 5 (Nr. 6502.) 


Du 


(Nr, 6502.) Verordnung, betreffend die Uebertragung der Verrichtungen des geſetzgebenden 
Körpers zu Frankfurt a. M. auf die dortige ſtändige Bürgerrepräſentation. 
Vom 31. Dezember 1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen für das Gebiet der ſeitherigen freien Stadt Frankfurt was folgt: 


Artikel J. 


Bis zu dem bevorſtehenden Erlaß eines Gemeindeverfaſſungs⸗Geſetzes für 
die Stadt Frankfurt a. M. wird die nach der bisherigen Verfaſſung dort beſtehende 
ſtändige Bürgerrepräſentation in ihrer gegenwärtigen Zuſammenſetzung beibehalten. 


Axtifel, II. 


Der ee Bürgerrepräſentation als Körperſchaft und den aus ihrer 
Mitte gewählten bürgerlichen Deputirten, ſowie dem Stadt⸗Rechnungsreviſions⸗ 
Kollegium verbleiben die bisherigen Verrichtungen, inſoweit ſich dieſelben auf 
ſtädtiſche Angelegenheiten beziehen. Außerdem werden der ſtändigen Bürger⸗ 
repräſentation bis auf Weiteres alle bisherigen Verrichtungen des geſetzgebenden 
Körpers, jedoch ebenfalls nur inſoweit, als dieſelben ſtädtiſche Angelegenheiten 
zum Gegenſtande haben, übertragen. 


Artikel II. 


In Beziehung auf die nach Artikel 184. und Artikel 185. des Geſetzes 
über das Verfahren in Strafſachen vom 16. September 1856. vorzunehmende 
Wahl von Geſchworenen bleibt die weitere Verordnung vorbehalten. 


Artikel IV. 


Der Miniſter des Innern wird mit der Ausführung dieſer Verordnung 
beauftragt, welche mit dem heutigen Tage in Kraft tritt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 

Königlichen Inſiegel. ; 


Gegeben Berlin, den 31. Dezember 1866. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerel 
(R. v. Decker). 


